Preußiſche Ge ſczſaumlung 


1926 Ausgegeben zu Berlin, den 22. Januar 1926 Nr. 3 


(Nr. 13047.) Lippegeſetz. Vom 19. Januar 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


J. Zweck, Umfang und Rechtsstellung. 


81. 
(1) Für das Niederſchlagsgebiet der Lippe unterhalb Lippborg bis zur Mündung wird eine Genoſſen⸗ 
ſchaft gebildet mit dem Namen »Lippeverbande. 
(2) Die Grenzen des Gebiets beſtimmt der zuſtändige Miniſter. 


82. 
(1) Die Genoſſenſchaft hat zur Aufgabe: 
1. die Verwaltung des Waſſerſchatzes im Genoſſenſchaftsgebiete ſowie die Herſtellung, die Unter⸗ 
haltung und den Betrieb von Anlagen für die Erhaltung und Ausnutzung des Waſſerſchatzes); 
2. die Unterhaltung des Waſſerlaufs und der Ufer der Lippe, unbeſchadet der $$ 119 bis 121, 124 
des preußiſchen Waſſergeſetzes, ſowie die Erhaltung der Schiffbarkeit der unteren Lippe nach 
den Vorſchriften des Waſſergeſetzes; 
den Schutz und die Förderung der Landeskultur und der Waſſerverſorgung; 
die Regelung der Vorflut in der Lippe und ihren Nebenläufen und den Hochwaſſerſchutz; 
die Reinhaltung der Lippe für landwirtſchaftliche und induſtrielle Zwecke, ſoweit ſie durch 
beſtmögliche Reinigung oder beſondere Ableitung der in die Lippe und ihre Nebenläufe fließen⸗ 
den Abwäſſer geleiſtet werden kann. 
(2) Der zuſtändige Miniſter genehmigt die Baupläne, ihre Anderungen und Ergänzungen ſowie 
die zur Ausführung erforderlichen Sonderentwürfe. 


8 3. 

Verleihungen und Genehmigungen zur Benutzung der Lippe und ihrer Nebenläufe ſind, wenn die 
Genoſſenſchaft widerſpricht, zu verſagen, ſoweit ſie den Aufgaben der Genoſſenſchaft entgegenſtehen. In 
dem Verleihungsverfahren gilt die Genoſſenſchaft als Beteiligte. 

8 4. 

In das Genoſſenſchaftsgebiet können durch Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung angrenzende 

Gebiete von geringem Umfang einbezogen werden, ſoweit es zur Durchführung der Genoſſenſchaftsauf⸗ 


gaben erforderlich iſt. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. Eine Ausdehnung 
des Genoſſenſchaftsgebiets flußaufwärts über Lippborg hinaus iſt nur durch Geſetz möglich. 
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8 5. 
Die Genoſſenſchaft iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 
8 6. 


Genoſſen ſind: 
1. das Reich für die künſtlichen Waſſerſtraßen, ſoweit fie aus der Lippe geſpeiſt werden, und den 
Altrhein unterhalb der Lippemündung; 
2. das Land Preußen als Unterhaltungspflichtiger der Lippe und ihrer Ufer 


(VBierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 5. Februar 1926.) 
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3. die im Genoſſenſchaftsgebiete liegenden Stadtgemeinden; 

4. die im Genoſſenſchaftsgebiete liegenden Landgemeinden; 

5. die Eigentümer der im Genoſſenſchaftsgebiete liegenden Bergwerke; 

6. die Waſſergenoſſenſchaften und Deich verbände; 

7. die Eigentümer der im Genoſſenſchaftsgebiete liegenden gewerblichen Unternehmungen, Eiſen⸗ 

bahnen, Waſſerwerke, Elektrizitätswerke und ſonſtigen Anlagen, a 

zu 6 und 7 ſoweit fie mit einem Mindeſtbeitrage ($ 12 Abſ. 2) zu den . aſten veranlagt oder 
beitragsfreie Genoſſen im Sinne des § 10 Abſ. 6 und 7 find, 


8 7. 
Die Satzung muß Beſtimmungen enthalten über: 
1. den Sitz der Genoſſenſchaft 
2. die Feſtſetzung einer Einheit an Jahresbeitrag, die zur Teilnahme an der Genoſſenſchafts. 
verſammlung und zur Abgabe einer Stimme berechtigt (§ 10 Abſ. 2); ; 
die Bildung von Gruppen und die Wahl von Gruppenvertretern (§ 10 Abſ. 3); 
die Feſtſetzung des Mindeſtbeitrags nach § 12 Abſ. 2; 
die Gegenſtände, über welche die Genoſſenſchaftsverſammlung zu beſchließen hat, ſowie die 
Vorausſetzungen und die Form der Einberufung der Genoſſenſchaftsverſammlung, ihre Ab. 4 
ſtimmung und die Vertretung abweſender Genoſſen; 
den Haushaltsplan und die genaueren Grundſätze der Veranlagung 
die Wahl, Zuſammenſetzung, Amtsdauer und Befugniſſe des Vorſtandes, ſeine Einberufung 
und Bel ſchl ußfaſſung, die Vertretung nach außen, die Form für den Ausweis der Vorſtands⸗ 
mitglieder und die Beurkundung der Vorſtandsbeſchlüſſe; 
8. die Amtsdauer der zu wählenden Mitglieder des Berufungsausſchuſſes ($ 23), ſeine Einberufung 
und Beſchlußfaſſung ſowie die Entſchädigung, die den Mitgliedern zu gewähren ift; 
9. die Form für die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft. 
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88. 
(1) Über die Satzung und ihre Anderungen beſchließt die Genoſſenſchaftsverſammlung. 
(2) Die Satzung und ihre Anderungen bedürfen der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. 
(3) Die Satzung und jede Anderung iſt auf Koſten der Genoſſenſchaft in den Amtsblättern der 
Regierungsbezirke Arnsberg, Münſter und Düſſeldorf zu veröffentlichen. 


5 
Organe der Genoſſenſchaft ſind: i 
1. die Genoſſenſchaftsverſammlung 
2. der Vorſtand. 
§ 10. 


(1) Die Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht aus den ſtimmberechtigten Genoſſen. 

(2) Stimmberechtigt find die Genoſſen oder die Gruppenvertreter (Abſ. 3), deren Jahresbeitrag 
eine in der Satzung feſtgeſetzte Höhe erreicht (Stimmeinheit). Jede Stimmeinheit gewährt eine Stimme. 
Soweit die Beiträge noch nicht endgültig feſtſtehen, iſt der vom Vorſtande feſtgeſetzte Beitrag für die Zahl 
der auf die Genoſſen oder Gruppenvertreter entfallenden Stimmen maßgebend. | 

(3) Mit den Jahresbeiträgen oder Teilen von Jahresbeiträgen, die zu einer Stimmeinheit nicht 
ausreichen, können ſich die Genoſſen zu Gruppen zuſammenſchließen, die ſo viel Stimmen führen, als in 
den zuſammengelegten Beiträgen volle Stimmeinheiten enthalten ſind. 3 


(4) Das Reich (§ 6 Ziffer 1) hat, ohne für feine Waſſerentnahme aus der Lippe auf Grund des ; 
Staatsvertrags, betreffend den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich, vom 31. März / 
26. September 1921 (Geſetzſamml. S. 519) beitragspflichtig zu fein, 5 vom Hundert aller Stimmeinheiten. 

(5) Preußen hat, unbeſchadet eines Stimmrechts nach Abſ. 2, wegen ſeiner Beteiligung für die 
Lippe gemäß 96 Ziffer 2 eine feinem Beitrage nach § 6 Ziffer 2 entſprechende Stimmenzahl, mindeſtens 
aber eine ſolche in Höhe von 10 vom Hundert aller Stimmeinheiten. 5 


(6) Je eine von der Zahlung eines Beitrags unabhängige Stimme haben die Vertreter der Land⸗ 
kreiſe Dinslaken, Rees, Recklinghauſen, Coesfeld und der Stadt Weſel, ſoweit dieſe nicht auf Grund ihrer 
Beiträge ſtimmberechtigt iſt. 

7) Hinzu treten noch drei Stimmen, von denen zwei auf diejenigen Gemeinden und eine auf die 
Waſſergenoſſenſchaften entalten, die ſonſt in der Genoſſenſchaftsverſammlung nicht vertreten find. 

(8) Die Genoſſen § 6 Ziffer 5 dürfen zuſammen nicht mehr als 40 vom Hundert ſämtlicher 
Stimmen führen. 

(9) Die Stimmen eines Genoſſen können nur einheitlich abgegeben werden. 


§ 11. 
(1) Der Vorſtand beſteht aus 13 Mitgliedern, von denen 3 der Rheinprovinz angehören müſſen. 
10 Mitglieder, darunter der Vorſitzende und ſein Stellvertreter, werden von der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung gewählt; Reich und Preußen beſtellen je ein Mitglied. Hierzu tritt der geſchäftsf ührende Beamte 
der Genoſſenſchaft. Die im $6 genannten Gruppen ſollen angemeſſen vertreten fein. Je ein Mitglied 
der aus Rheinland und Weſtfalen zu beſtellenden Vertreter muß Vertreter der Landwirtſchaft oder einer 
Waſſergenoſſenſchaft ſein. Für jedes gewählte Vorſtandsmitglied iſt ein Stellvertreter zu wählen. 


(2) Der Vorſtand iſt der geſetzliche Vertreter der Genoſſenſchaft; § 218 des Waſſergeſetzes vom 
7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) iſt anzuwenden. 


Il. Aufbringung der Mittel und Aufſtellung der Beitragsliſte. 


$ 12. f 

(1) Die Genoſſenſchaftslaſten find durch Beiträge der Genoſſen aufzubringen. 

(2) Als Genoſſen find nicht anzuſehen die im § 6 Ziffer 6 und 7 bezeichneten Unternehmungen, 
die den in der Satzung feſtgeſetzten Mindeſtbeitrag nicht erreichen; die Schädigungen, die ſie verurſachen, 
und die Vorteile, die ihnen erwachſen, ſind bei der Veranlagung der Gemeinden zu berückſichtigen, in denen 
ſie liegen. 5 

(3) Der Vorſtand veranlagt die einzelnen Genoſſen zu den Beiträgen. Er ſtellt darüber eine Bei⸗ 
tragsliſte auf. Die Veranlagung hat zu erfolgen auf Grund der Schädigungen, die der Genoſſe im Ver⸗ 
bandsgebiete herbeiführt, und der unmittelbaren und mittelbaren Vorteile, die er von der Durchführung 
der genoſſenſchaftlichen Aufgaben zu erwarten hat. 


(4) Liegen im Bezirke der Gemeinden Unternehmungen der im $6 Ziffer 6 und 7 bezeichneten 
Art und erreichen dieſe Unternehmungen den in der Satzung feſtgeſetzten Mindeſtbeitrag nicht, ſo werden 
an ihrer Stelle die Gemeinden hierfür herangezogen. Den Gemeinden bleibt es überlaſſen, dieſe Beiträge 
auf die genannten Unternehmungen zu verteilen. 


§ 13. 

Der Vorſtand ſtellt einen Abdruck der Beitragsliſte und der dazu nötigen Erläuterungen den Genoſſen 
zu und macht ſie dabei mit dem Rechtsmittel bekannt. Die Zuſtellung kann dadurch erſetzt werden, daß 
der Vorſtand die Beitragsliſte mit Erläuterungen auslegt und Ort und Zeit der Auslegung ſowie das 
Rechtsmittel öffentlich bekanntmacht. Gegen die Beitragsliſte ſteht den Genoſſen der Einſpruch zu, der 
ſchriftlich beim Vorſtand anzubringen iſt. Die Einſpruchsfriſt beträgt vier Wochen; fie beginnt mit dem 
Tage der Zuſtellung der Beitragsliſte oder, ſoweit eine öffentliche Bekanntmachung ſtattgefunden hat, 
mit dem Tage nach Ablauf der Auslegungsfriſt. 


§ 14. 

Über den Einſpruch entſcheidet der Vorſtand nach Ablauf der Einſpruchsfriſt. Er iſt befugt, über 
den Einſpruch mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. Die mit Gründen zu verſehende Entſcheidung 
iſt den Genoſſen mitzuteilen, die Einſpruch erhoben haben oder deren Veranlagung infolge der von anderen 
; Bien erhobenen Einſprüche geändert worden iſt. Auch iſt die Beitragsliſte, ſoweit erforderlich, zu 

erichtigen. 
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915. 

Sind die Einſprüche erledigt, fo ſetzt die Aufſichtsbehörde die Beitragsliſte feſt. Ihre Prüfung 
beſchränkt ſich darauf, ob bei Aufſtellung der Beitragsliſte die Formvorſchriften nach Geſetz und Satzung 
erfüllt worden ſind. 

§ 16. i 

(1) Die feſtgeſetzten Jahresbeiträge find den Genoſſen mitzuteilen und von ihnen für jedes Viertel- 
jahr in der erſten Hälfte des zweiten Monats an die Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. 

(2) Durch Beſchluß des Vorſtandes können andere Zahlungstermine feſtgeſetzt werden. 


8 17. 
Die Beiträge find öffentliche Laſten. Sie können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden. Das Beitreibungsverfahren kann ſich auch gegen Pächter und andere Nutzungsberechtigte richten. 


9 18. 

Entſtehen im Laufe eines Veranlagungszeitraums Anlagen der im 86 Ziffer 5, 6 und 7 bezeich— 
neten Art, werden beſtehende Anlagen weſentlich geändert oder fallen Beiträge bei der Einziehung aus, 
jo können dieſe Umſtände in einer Nachtragsliſte berückſichtigt werden. Für die Aufſtellung und Feſt⸗ 
ſetzung einer Nachtragsliſte ſowie ihre Anfechtung gelten die Beſtimmungen für die Beitragsliſte. 


§ 19. 

(1) Die Beiträge der Gemeinden ſind nach Maßgabe des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 (Geſetzſamml. S. 152) in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Auguſt 1921 (Gefet zſamml. S. 495) 
aufzubringen. Dabei gelten die Genoſſenſchaftsanlagen als Veranſtaltungen der Gemeinden im Sinne 
des Kommunalabgabengeſetzes. 

(2) Die in der Beitragsliſte oder in der Nachtragsliſte mit Beiträgen Veranlagten dürfen wegen 
des bei ihrer Veranlagung bereits berückſichtigten unmittelbaren und mittelbaren Vorteils nicht mit kom⸗ 
munalen Gebühren, Beiträgen oder Vorausleiſtungen belegt werden. 


9 20. 5 
(1) Die Beitragsliſte iſt in regelmäßigen, von der Genoſſenſchaftsverſammlung zu beſtimmenden 
Zeiträumen aufzuſtellen. 


(2) Die Genoſſenſchaftsverſammlung kann Grundſätze für die künftige Veranlagung aufftellen, 
Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


§ 21. 

() Haben Eigentümer nicht im Genoſſenſchaftsgebiete liegender Unternehmungen oder nicht im 
Genoſſenſchaftsgebiete liegende Stadt⸗ oder Landgemeinden (Gutsbezirke) oder Waſſergenoſſenſchaften 
und Deichverbände von den ausgeführten Genoſſenſchaftsanlagen Vorteile oder führen ſie Schädigungen 
im Genoſſenſchaftsgebiete herbei ($ 12), jo können fie nach ihrer Anhörung vom Genoſſenſchaftsvorſtande 
zu Beiträgen gemäß den Beſtimmungen herangezogen werden, die gelten würden, wenn fie im Genoſſen⸗ 
ſchaftsgebiete lägen. Die Beiträge dürfen, ſoweit ſie wegen des dem Herangezogenen aus den Genoſſen— 
ſchaftsanlagen erwachſenden Vorteils erhoben werden, dieſen Vorteil nicht überſteigen. 

(2) Die Genoſſenſchaft iſt in dieſem Falle verpflichtet, die Herangezogenen auf ihr Verlangen in 
die Genoſſenſchaft aufzunehmen, Unternehmungen der im § 6 Ziffer 6 ſowie die Eigentümer der in Ziffer? 
daſelbſt bezeichneten Art jedoch nur, ſofern fie zu einem in der Satzung für die Aufnahme in die Beitrags» 
liſte vorzuſchreibenden Mindeſtbeitragsſatze ($ 12 Abſ. 2) zu den Genoſſenſchaftslaſten veranlagt werden. 

(3) Streitigkeiten in den Fällen der Abſ. 1 und 2 entſcheidet der Bezirksausſchuß im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren. 

III. Berufung. 
9 22. 9 

(1) Gegen die Veranlagung ſteht den Genoſſen, ſoweit ſie Engel erhoben haben (§ 13) oder 
durch die Berichtigung der Beitragsliſte (§ 14) betroffen find, binnen einer Friſt von vier Wochen die Be⸗ 

rufung zu. Über die Berufung entſcheidet der Berufungsausſchuß. Die Berufungsfriſt 8 mit 
dem Tage der Zuſtellung der Mitteilung über die Beiträge ($$ 16, 18). 3 
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(2) Die Verpflichtung, die Beiträge zu zahlen, wird durch die Berufung nicht aufgehalten. 

(3) Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft entſcheidet der Bezirksausſchuß im 
Verwaltungsſtreitverfahren jedoch werden Streitigkeiten darüber, ob die im §6 Ziffer 6 bezeichneten 
Genoſſenſchaften und Deichverbände oder die im § 6 Ziffer 7 bezeichneten Anlagen zu dem in der 
Satzung vorgeſchriebenen Mindeſtbeitragsſatze zu den Genoſſenſchaftslaſten veranlagt werden können, 
vom Berufungsausſchuß entſchieden. 

f 823. 
(1) Der Berufungsausſchuß beſteht aus: 
1. zwei von der Aufſichtsbehörde zum Vorſitzenden und ſtellvertretenden Vorſitzenden zu ernen⸗ 
nenden Staatsbeamten; 
. einem Mitgliede des Oberbergamts, das dieſes ernennt ; 
einem von der Auffichtsbehörde zu beſtimmenden Kulturbaubeamten; 
4. acht von der Genoſſenſchaftsverſammlung zu wählenden Mitgliedern, von denen vier Vertreter 
der Genoſſen aus Bergbau und Induſtrie, zwei Vertreter der Gemeinden, zwei Vertreter der 

im Genoſſenſchaftsgebiet anſäſſigen Landwirte oder von Waſſergenoſſenſchaften ſein müſſen. 

Einer der vier Vertreter der Genoſſen aus dem Bergbau und der Induſtrie iſt der Arbeitnehmer⸗ 

ſchaft zu entnehmen. 

(2) Für den Vorſitzenden und jedes Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu beſtellen. 


S 


9 24. 
(1) Die Sitzungen des Berufungsausſchuſſes find öffentlich. 
(2) Den Geſchäftsgang und das Verfahren des Berufungsausſchuſſes regelt der zuſtändige Miniſter. 


ö § 25. 

Der Berufungsausſchuß iſt befugt, den Genoſſenſchaftsvorſtand zu hören und über die Berufung 
mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. Seine Entſcheidungen ſind mit Gründen zu verſehen und denen 
mitzuteilen, die Berufung eingelegt haben. Sie ſind endgültig. Der ordentliche Rechtsweg iſt ausge⸗ 
ſchloſſen. 

$ 26. 

(1) Die Koſten der Veranlagung und der Berufung trägt die Genoſſenſchaft. Soweit die Berufung 
abgewieſen wird, kann der Berufungsausſchuß die Koſten des Berufungsverfahrens ganz oder teilweife 
den Genoſſen auferlegen, die die Berufung eingelegt haben. 

(2) Für die Einziehung der Koſten gelten die für die Einziehung der Beiträge gegebenen Vorſchriften. 


W. Inanspruchnahme von Grundſtücken zu Anlagen der Genoſſenſchaſt, 
Verhütung und Erſatz von Schäden. 
8.27. 

Die Genoſſenſchaft ift berechtigt, nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Enteignung von Grund⸗ 
eigentum vom 11. Juni 1874 (Gefebfamml. S. 221) das zur Ausführung ihrer Anlagen erforderliche 
Grundeigentum nach den von den zuſtändigen Miniſtern genehmigten Bauplänen im Wege der Enteig⸗ 
nung zu erwerben oder dauernd zu beſchränken. 


8 28. 

(1) Die Genoſſenſchaft hat bei Durchführung ihres Unternehmens diejenigen Einrichtungen herzu⸗ 
ftellen, die zur Sicherung von Grundſtücken und Anlagen gegen Gefahren und Nachteile notwendig ſind, 
wenn ſolche Einrichtungen mit dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind. Sie 
hat auch die im öffentlichen Intereſſe erforderlichen Einrichtungen zu treffen. Zu dieſen gehören die durch 
das Unternehmen bedingten Anderungen an öffentlichen Wegen und den in ihrem Zuge belegenen Brücken. 
Der Wege- und Brückenunterhaltungspflichtige hat, unbeſchadet auf beſonderem Titel beruhender Ver⸗ 
pflichtungen, zu den Koſten ſo viel beizutragen, als ihm durch die Anderung Koſten erſpart werden, die 
er ſonſt zur Erfüllung ſeiner Unterhaltungspflicht hätte aufwenden müſſen. f 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 13047.) f 5 
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(2) Sind von dem Unternehmen nachteilige Wirkungen zu erwarten, durch die das Recht eines 
anderen beeinträchtigt werden würde, ſo kann dieſer die Herſtellung von Einrichtungen fordern, welche 
die nachteiligen Wirkungen ausſchließen. Das gleiche gilt, wenn zu erwarten iſt, daß durch Veränderungen 
des Waſſerſtandes fremde Grundſtücke oder Anlagen geſchädigt werden, zum Nachteil anderer die Vorflut 
verändert oder das Waſſer verunreinigt oder die einem anderen obliegende Unterhaltung von Waſſer⸗ 
läufen oder ihrer Ufer erſchwert wird. 

(3) Soweit in den Fällen des Abſ. 2 die nachteiligen Wirkungen nicht durch Einrichtungen ausge⸗ 
ſchloſſen werden können, die mit dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich gerechtfertigt find, fteht 
dem Benachteiligten Entſchädigung zu. 

(4) Der durch Veränderung des Grundwaſſerſtandes entſtehende Schaden iſt zu erſetzen. 

(5) Läßt ſich der Schaden nach Umfang oder Dauer nicht im voraus abſchätzen, fo iſt die Entſchä⸗ 
digung auf Antrag des Berechtigten oder der Genoſſenſchaft nach Ablauf eines jeden Jahres feſtzuſetzen. 

(6) Bei der Durchführung des Unternehmens hat die Genoſſenſchaft dafür zu ſorgen, daß eine 
Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden vermieden wird, ſoweit das mit dem Zwecke und 
der Wirtſchaftlichkeit des Unternehmens vereinbar iſt. 3 

(7) Der Genoſſenſchaft liegt auch die Unterhaltung der im Abſ. 1, 2 bezeichneten Einrichtungen 
ob, ſoweit dieſe Unterhaltungslaft über den Umfang einer beſtehenden Verpflichtung zur Unterhaltung 
vorhandener, demſelben Zwecke dienender Einrichtungen hinausgeht. ö 

(8) Dem Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk iſt von den Vorarbeiten für die einzelnen Unterneh⸗ 
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mungen, ſoweit fie ſein Gebiet berühren, rechtzeitig Kenntnis zu geben. 
x 29. 


(1) Soweit nicht eine Planfeſtſetzung im Enteignungsverfahren ſtattgefunden hat, werden die 
Verpflichtungen der Genoſſenſchaft nach folgenden Vorſchriften feſtgeſtellt. 

(2) Die Genoſſenſchaft hat einen Auszug aus dem von dem zuſtändigen Miniſter genehmigten 
Bauplan, aus dem die gemäß § 28 zu treffenden Einrichtungen zu erſehen find, dem Regierungspräſidenten 
einzureichen. Dieſer hat den Auszug in jedem Gemeinde- (Guts) Bezirk, auf den ſich die Wirkung des 
Unternehmens erſtrecken kann, während eines Zeitraums von mindeſtens vier Wochen zu jedermanns 
Einſicht auszulegen. Während dieſer Zeit kann jeder Beteiligte Anſprüche auf Einrichtungen oder auf 
Entſchädigung erheben. Zeit und Ort der Auslegung ſowie die Stelle, bei welcher ſolche Anſprüche ſchriftlich 
oder mündlich zu Protokoll erhoben werden können, ſind durch das Kreisblatt und in ortsüblicher Weiſe 
bekanntzumachen. Daneben ſoll allen bekannten Perſonen, die nach dem Ermeſſen der Behörde von nach⸗ 
teiligen Wirkungen betroffen werden können, ein Abdruck der öffentlichen Bekanntmachung zugeſandt 
werden. Auch der Gemeinde⸗(Guts⸗) Vorſtand hat das Recht, Anſprüche zu erheben. Nach Ablauf 
der Friſt find die Anſprüche durch den Beauftragten des Regierungspräſidenten mit den Beteiligten und 
der Genoſſenſchaft, nötigenfalls unter Zuziehung von Sachverſtändigen, zu erörtern. Nach Abſchluß 
der Erörterungen werden die der Genoſſenſchaft obliegenden Verpflichtungen durch den Bezirksausſchuß 
feſtgeſtellt. 1 
(3) Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit er nicht die Entſchädigung betrifft, den Beteiligten die Be⸗ 
ſchwerde an den zuſtändigen Miniſter zu. Sie iſt binnen vier Wochen bei dem Bezirksausſchuß anzubringen. 
Soweit der Beſchluß die Entſchädigung betrifft, kann binnen ſechs Monaten der Rechtsweg beſchritten ; 
werden; die Friſt beginnt mit dem Tage, an dem den Beteiligten vom Bezirksausſchuſſe mitgeteilt iſt, 
daß eine Beſchwerde nicht erhoben oder über die erhobenen Beſchwerden entſchieden iſt. 
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f § 30. 

(1) Auch nach dem Ablaufe der Auslegungsfriſt kann wegen nachteiliger Wirkung des Unternehmens 
die Herſtellung und Unterhaltung von Einrichtungen oder Entſchädigung nach § 28 Abſ. 2 bis 5 gefordert 
werden, es ſei denn, daß derjenige, der den Anſpruch erhebt, ſchon vor Ablauf der Auslegungsfriſt die 
nachteilige Wirkung vorausgeſehen hat oder hätte vorausſehen müſſen und bis zu dem Ablaufe der Friſt 
keine Anſprüche auf Herſtellung von Einrichtungen oder auf Entſchädigung erhoben hat. Der Ablauf 
der Friſt ſteht den Anſprüchen nicht entgegen, wenn der Beſchädigte glaubhaft macht, daß er durch Natur⸗ 
ereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden ift, die Friſt einzuhalten. Die Anſprüche 
verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Geſchädigte von dem Eintritte der nach⸗ 
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teiligen Wirkung Kenntnis erlangt hat. Sie find ausgeſchloſſen, wenn fie nicht binnen dreißig Jahren 
nach der Fertigstellung des Teiles des Unternehmens, durch den der Schaden verurſacht worden iſt, geltend 
gemacht werden. 

(2) Für die Feſtſtellung der Verpflichtungen der Genoſſenſchaft gelten ſinngemäß die Vorſchriften 


des § 29. 5 
V. Staatsaufſicht. 
8 31. 

Die Genoſſenſchaft unterſteht der Aufficht des Staates. Die Aufſicht wird von einem von dem 
zuſtändigen Miniſter zu beſtimmenden Oberpräſidenten, in der Beſchwerdeinſtanz von dem zuſtändigen 
Miniſter ausgeübt. Sie beſchränkt ſich darauf, daß die Genoſſenſchaft ihre Angelegenheiten nach Geſetz 
und Satzung verwaltet. 

9 32. 

(1) Unterläßt oder verweigert es die Genoſſenſchaft, Leiſtungen oder Ausgaben, die Geſetz oder 
Satzung erfordern, in den Haushaltsplan aufzunehmen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo kann die 
Aufſichtsbehörde unter Anführung der Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan oder die Feſtſtellung 
der außerordentlichen Ausgaben und die Einziehung der erforderlichen Beiträge verfügen. 

(2) Gegen die Verfügung findet innerhalb zweier Wochen die Klage beim Oberverwaltungsgerichte 
ſtatt. Die Aufſichtsbehörde hat für das Verwaltungsſtreitverfahren einen Kommiſſar zu beſtellen, der 
ſie in allen Rechtshandlungen zu vertreten hat. 

$ 33. 

Anleihen, die den Schuldenbeſtand vermehren, kann die Genoſſenſchaft nur mit Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde aufnehmen. 

VI. Auflöſung des Verbandes. 
§ 34. 

(1) Die Genoſſenſchaftsverſammlung kann die Auflöſung der Genoſſenſchaft mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln aller Stimmberechtigten beſchließen. Sind in der Genoſſenſchaftsverſammlung nicht 
zwei Drittel aller Stimmberechtigten vertreten, ſo iſt mit einem Zwiſchenraume von mindeſtens vier Wochen 
eine zweite Verſammlung einzuberufen. Dieſe kann die Auflöſung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der vertretenen Stimmen beſchließen. 5 

(2) Der Auflöſungsbeſchluß bedarf der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. 

(3) Die Auflöſung tritt in Kraft, ſobald die Genehmigungsurkunde dem Vorſtande zugeſtellt iſt. 

(4) Im übrigen finden auf die Auflöſung die für Waſſergenoſſenſchaften des preußiſchen Waſſer⸗ 
geſetzes geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


VII. Abergangsbeſtimmungen. 
§ 35. 

Die erſte Genoſſenſchaftsverſammlung wird von der Aufſichtsbehörde berufen und geleitet. Sie 
beſteht aus 95 Stimmeinheiten. Von dieſen entfallen auf das Reich 5, das Land Preußen 10, die Ge 
meinden und die im § 10 genannten Landkreiſe 25, die Bergwerke 40, die Waſſerwerke 5, die Eigentümer 
der ſonſtigen im § 6 Ziffer 6 und 7 bezeichneten Anlagen 10 Stimmeinheiten. 


§ 36. 

(1) Die Vertreter des Reichs und des Landes Preußen werden von dieſen ernannt. 

(2) Die Unterverteilung der Vertreter der Gemeinden auf die Stadt- und Landkreiſe erfolgt durch 
die Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft. Die Vertreter der Landgemeinden und Landkreiſe werden von 
den Kreistagen, die Vertreter der Stadtgemeinden von den Stadtverordnetenverſammlungen gewählt. 

(3) Die Unterverteilung der auf die Bergwerkseigentümer entfallenden Vertreter erfolgt durch das 
Oberbergamt unter Berückſichtigung des Felderbeſitzes und der Kohlenförderung des Jahres 1921. Die 
Vertreter werden dementſprechend von den Bergwerkseigentümern innerhalb einer von der Aufſichts⸗ 
behörde zu beſtimmenden Friſt benannt. Soweit dies nicht geſchieht, erfolgt die Benennung durch das 
Oberbergamt. 
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(4) Die Stimmen der Waſſerwerke verteilen ſich auf die nach Maßgabe der im Jahre 1921 im Ver 
bandsgebiete geförderten Waſſermengen; bei Streitigkeiten entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 
(6) Die Verteilung der Stimmen, die auf die Eigentüner der ſonſtigen induſtriellen Anlagen (§ 6 
Ziffer 7) und die im § 10 Abſ. 7 genannten Gemeinden und Waſſergenoſſenſchaften entfallen, nimmt 4 
die Aufſichtsbehörde vor. a 
§ 37. 


(1) Die vorläufige Genoſſenſchaftsverſammlung beſchließt über die Satzung und wählt den Vorſtand. 


Sie iſt beſchlußfähig, wenn zwei Drittel der Stimmeinheiten vertreten ſind. Iſt dies nicht der Fall, ſo 
iſt eine neue Verſammlung einzuberufen, die ohne Rückſicht auf die Zahl der vertretenen Stimmeinheiten 
beſchlußfähig iſt. In dieſer Verſammlung wird nach Stimmenmehrheit beſchloſſen. Bei Stimmengleichheit 
gibt der Vorſitzende den Ausſchlags für die Wahlen iſt abſolute Stimmenmehrheit erforderlich. 

(2) Kommt die Satzung innerhalb einer von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Friſt von min- 
deſtens ſechs Monaten nicht zuſtande, jo erläßt fie die Aufſichtsbehörde. 


$ 38. 

Weitere vom Vorſitzenden des Vorſtandes zu berufende und zu leitende Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lungen ſind ſo lange auf Grund vorſtehender Beſtimmungen zu bilden, bis eine Veranlagung vorliegt, 
durch die eine Genoſſenſchaftsvertretung nach § 10 des Geſetzes möglich iſt. Über die Einberufung der 
dann zu bildenden erſten ordentlichen Genoſſenſchaftsverſammlung entſcheidet der Vorſtand, im Beſchwerde— 
wege die Aufſichtsbehörde. 

$ 39. 

Die zur Bildung der Genoſſenſchaft erforderlichen Verhandlungen und Geſchäfte, einſchließlich der 

von den Gerichten und anderen Behörden vorzunehmenden, find gebühren- und ſtempelfrei. 


8 40. 

Die Mittel, die nachweislich für die Vorbereitung der Genoſſenſchaft aufgewendet ſind, hat die 
Genoſſenſchaft zu erſtatten. Streitigkeiten entſcheidet die Aufſichtsbehörde. Der ordentliche Rechtsweg 
iſt ausgeſchloſſen. 

§ 41. a 

() Die Genoſſenſchaft kann beim Inkrafttreten des Geſetzes beſtehende, nach dem 1. Mai 1919 
errichtete Anlagen, die den im § 2 bezeichneten Aufgaben entſprechen, übernehmen und als Genoſſen⸗ 
ſchaftsanlage betreiben. Die hierfür zu gewährende Entſchädigung darf die Koſten nicht überſchreiten, die 
der Genoſſenſchaft durch Herſtellung eigener Anlagen mit gleicher Wirkung entſtehen würden. 

(2) Über den Umfang der zu übernehmenden Anlagen und die Höhe der Entſchädigung entſcheidet 
der Berufungsausſchuß endgültig. 

9 42. 

Die Rechte und Pflichten der durch das Seſekegeſetz vom 5. Juni 1913 (Geſetzſamml. S. 329) gebil⸗ 
deten Genoſſenſchaft gehen auf den Lippeverband über, ſobald für dieſen ein Vorſtand rechtsgültig beſtellt 
iſt. Bis zu dieſem Zeitpunkte führt der ſeitherige Vorſtand der Seſekegenoſſenſchaft deren Geſchäfte weiter 
fort. Schwebende Streitigkeiten des Berufungsverfahrens ſind nach dem Seſekegeſetze zu Ende zu führen. 


8 43. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem zuſtändigen Miniſter ob. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 


Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 19. Januar 1926. 
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